
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!

Ja
Ja

Für die Amtliche Sammlung! Nein

Gesetz: BetrVG 1972 § 99 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1, § 27
Abs. 3, § 28 Abs. 2. § 92; BetrVG 1952 § 61 Abs.
3 Buchst, a; ArbGG § 2 Abs. 1 Nr. 4, § 8 Abs. 1,
§ 80 Abs. 1, § 83 Abs. 1 § 91 Abs. 3 Satz 1,
§ 92 Abs. 1 Satz 2; AFG § 18 Abs. 1; ZPO § 319 
Abs. 1; Vereinbarung zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der 
portugiesischen Republik über die Vermittlung 
von portugiesischen Arbeitnehmern nach Deutsch­
land vom 17. März 1964 (BAnz. Nr. 104 vom 10. Ju­
ni 1964): Art. 4 Abs. 1, Art. 5 Abs. 1, Art. 6 
Abs. 2; Manteltarifvertrag für die gewerblichen 
Arbeitnehmer der chemischen Industrie vom 1. März 
1971: § 12 Abs. 3

Leitsätze: 1. Die Auswahl unter den Stellenbewerbem ist
Sache des Arbeitgebers. Aus § 99 Abs. 1
BetrVG ergibt sich kein Recht des Betriebs­
rats, an den Einstellungsgesprächen des Ar­
beitgebers mit den Stellenbewerbern teilzu­
nehmen.

2. Der Betriebsrat hat auch dann keinen gesetz­
lichen Anspruch darauf, durch ein von ihm 
bestimmtes Betriebsratsmitglied an der An­
werbeaktion im Ausland teilzunehmen, wenn 
der Arbeitgeber seinerseits einen Vertreter 
dorthin entsendet.

3. Zum Umfang der Unterrichtungspflicht des Ar­
beitgebers nach § 99 Abs. 1 BetrVG bei der 
Einstellung von ausländischen Arbeitnehmern, 
die aufgrund zwischenstaatlicher Vereinba­
rungen im Ausland vermittelt werden.

Aktenzeichen: 1 ABR 8/75
Beschluß des BAG vom 18. Juli 1978 LAG Düsseldorf
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1 ABE 8/75
7 /7 t Im Namen des Volkes!

Verkündet am 
18. Juli 1978
gez. Schartel, 
ingestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil

In Sachen

PP.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Anhörung vom 18. Juli 1978 durch den Richter 
Bichler als Vorsitzenden, die Richter Dr. Seidensticker 
und Dr. Dieterich sowie die ehrenamtlichen Richter Gnade 
und Dr. Menzel beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde des Antragsgegners gegen 
den Beschluß des Landesarbeitsgerichts Düssel­
dorf vom 8. Oktober 1974- - 4- TaBV 74-/74- - wird 
zurückgewiesen.
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Jedoch wird der Tenor des erstinstanzli­
chen Beschlusses wie folgt neu gefaßt:

Die Zustimmung des Antragsgegners 
zur Einstellung der 24- am 24. Mai 
1973 sowie der 29 am 29. Mai 1973 
am Ort der Betriebsstätte eingetrof­
fenen portugiesischen Arbeitnehmer 
wird ersetzt.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e  :

A. Die Antragsteilerin betreibt in H 0
ein Chemiefaserwerk. Der Antragsgegner ist der aus 29 
Mitgliedern bestehende Betriebsrat des Werkes 0 
Unter den rund 6.000 Arbeitnehmern dieses Werkes befin­
den sich etwa 1.000 Ausländer, die Jeweils mit zunächst 
auf ein Jahr befristeten ArbeitsVerträgen eingestellt 
worden waren. Seit einiger Zeit bestanden Meinungsver­
schiedenheiten zwischen der Antragstellerin und dem An­
tragsgegner über dessen Forderung, ihn bei der Auswahl 
der ausländischen Arbeitnehmer im Rahmen der von der 
Bundesanstalt für Arbeit im Ausland veranstalteten An­
werbungsaktionen zu beteiligen, was die Antragstelle­
rin stets ablehnte.

Am 13- April 1973 gab die Antragstellerin dem An­
tragsgegner schriftlich ihre Absicht bekannt, etwa 100 
portugiesische Männer anzuwerben, um die in den näch­
sten drei Monaten auftretende Fluktuation auszugleichen. 
Mit Schreiben vom 25. April 1973 erwiderte der Antrags­
gegner, er stimme dieser Maßnahme unter der Bedingung 
zu, daß ihm durch einen Vertreter die Möglichkeit gege­
ben werde, sich an Ort und Stelle über die Einzustel-
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lenden eine Meinung zu bilden. Er bat die Antragstelle­
rin \im rechtzeitige Mitteilung, wann die Anwerbung in 
Portugal durchgeführt werden solle, damit sich ein Be­
triebsratsmitglied hierauf einstellen könne. Dieses 
Schreiben des Antragsgegners wurde von der Antragstel­
lerin nicht beantwortet.

Die Antragstellerin erteilte sodann dem Arbeits­
amt Aachen den Auftrag zur Vermittlung von 100 portu­
giesischen Männern im Alter von 18 - 35 Jahren mit fol­
gender Maßgabe: "Mindestgröße 1,70 m, keine groben, 
schweren Hände, keine Erkrankungen der Haut und At­
mungsorgane, Farbtüchtigkeit, gute Sehfähigkeit, keine 
Analphabeten". Der Vermittlungsauftrag war - wie dem 
Antragsgegner Mitte Mai 1973 aufgrund einer Anfrage 
beim Arbeitsamt Aachen bekannt wurde - mit dem Zusatz 
versehen: "Der Betriebsrat wurde im Rahmen des § 92 
BetrVG über den vorliegenden Vermittlungsauftrag an 
das Arbeitsamt zur Anwerbung und Vermittlung der Ar­
beitnehmer unterrichtet; er hat sich verpflichtet, den 
in Übereinstimmung mit dem Vermittlungsauftrag vorzu­
nehmenden Einstellungen nicht zu widersprechen". Die 
Formulierung dieses Zusatzes geht auf ein Merkblatt 
des Arbeitsamts Aachen - Stand 1. November 1972 - zu­
rück.

Im Rahmen des Vermittlungsauftrages reichte die 
Antragstellerin dem Arbeitsamt die erforderlichen, von 
ihr bereits Unterzeichneten Formulararbeitsverträge 
ein, die von den angeworbenen portugiesischen Arbeit­
nehmern an Ort und Stelle gegenzuzeichnen waren.

In der Zeit vom 14. bis zum 18. Mai 1973 nahm der 
Personalsachbearbeiter R der Antragstellerin in
Portugal an der Vorauswahl der portugiesischen Bewer­
ber vor der Anwerbungskommission teil, die sich aus An­
gehörigen der portugiesischen Partnerschaftsverwaltung 
und Beamten der Bundesanstalt für Arbeit zusammensetz-
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te. Über die von der deutschen Verbindungsstelle in Por­
tugal gestellten Dolmetscher konnte der Vertreter der 
Antragstellerin Prägen an die Bewerber richten, soweit 
sie im Zusammenhang mit der Auswahl und Vermittlung 
standen und den Ablauf der Vorstellungsverhandlungen 
nicht übermäßig beeinträchtigten. Sie betrafen insbeson­
dere die körperlichen Anforderungen an die Bewerber, die 
die Antragstellerin bereits in ihrem Vermittlungsauftrag 
zu berücksichtigen gebeten hatte. Der Personalsachbear­
beiter ließ von etwa 80 Portugiesen, die er auf diese 
Weise kennengelemt hatte und die er für geeignet hielt, 
vorbereitete Fragebögen ausfüllen, die wiederum jene Eig> 
nungsfragen und Prägen zur Person und zum Familienstand 
enthielten.

Nachdem der Antragsgegner von dem Aufenthalt des 
Personalsachbearbeiters R in Portugal erfahren
hatte, schrieb er der Antragstellerin unter dem 18. Mai 
1973» er verweigere hiermit unter Berufung auf § 99 Abs. 
2 Nr. 1 BetrVG seine Zustimmung zu der beabsichtigten 
Einstellung der angeworbenen portugiesischen Arbeits­
kräfte, weil ihm nicht die Möglichkeit gegeben worden 
sei, alle Bewerbungskriterien in dem Umfang zu erhal­
ten, wie sie zur Zustimmung erforderlich seien und der 
Personalleitung zur Verfügung gestanden hätten.

Die Antragstellerin unterrichtete den Antragsgeg­
ner mit Schreiben vom 21. Mai 1973» das diesem am 23.
Mai 1973 zuging, von dem Ergebnis der in der Woche zu­
vor unter Beteiligung ihres Personalsachbearbeiters in 
Portugal durchgeführten Anwerbeaktion. Sie erklärte, daß 
sie an der Einstellung der von ihrem PersonalSachbear­
beiter als geeignet befundenen ca. 80 Portugiesen 
interessiert sei, stellte dem Antragsgegner die von die­
sen Portugiesen ausgefüllten Fragebögen zur Einsichtnah­
me zur Verfügung und bat um Zustimmung zur Einstellung 
dieser Personen gemäß § 99 BetrVG. Zugleich wies sie
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darauf hin, daß sie im Falle der Zustimmungsverweige- 
rung des Antragsgegners die Einstellung der Portugie­
sen bei deren bevorstehender Ankunft gemäß § 100 BetrVG 
vorläufig durchführen werde, zumal keine Differenz zwi­
schen dem Antragsgegner und ihr über den Personalbedarf 
selbst, sondern nur über die Beteiligung des Antrags­
gegners an der Auswahl bestehe.

Von den genannten 80 Portugiesen wurden von der 
Anwerbungskommission jedoch nur 53 für den Betrieb der 
Antragstellerin vermittelt. Diese trafen in zwei Grup­
pen bei der Antragstellerin ein, und zwar 24 am 24.
Mai 1973 und 29 am 29. Mai 1973. Darüber hinaus kamen 
am 24. Mai 1973 weitere 19 und am 29. Mai 1973 weite­
re 31 Portugiesen an, die allein von der deutschen Ver­
bindungsstelle in Portugal ohne Beteiligung eines Ver­
treters der Antragstellerin auf ihre Eignung hin ge­
prüft worden waren.

Am 28. Mai 1973 verweigerte der Antragsgegner 
schriftlich seine Zustimmung zur Einstellung der er­
wähnten 53 Portugiesen. Er berief sich auf § 99 Abs. 2 
Mr. 1 BetrVG wiederum mit der Begründung, er sei nicht 
an der Auswahl der Einzustellenden beteiligt gewesen, 
wie sie von dem Beauftragten der Antragsteilerin an 
Ort und Stelle vorgenommen worden sei. Der Einstellung 
der 50 weiteren, am 24. und am 29. Mai 1973 eingetrof­
fenen Portugiesen, die allein von der deutschen Ver­
bindungsstelle auf ihre Eignung geprüft, ausgewählt und 
vermittelt worden waren, widersprach der Antragsgegner 
jedoch nicht.

Im vorliegenden Beschlußverfahren erstrebt die 
Antragstellerin die gerichtliche Ersetzung der Zustim­
mung des Antragsgegners zur Einstellung der 53 unter 
Beteiligung ihres Personalsachbearbeiters angeworbe- 
nen Portugiesen. Sie hat eine Namensliste dieser Per­
sonen zu den Gerichtsakten gegeben und vorgetragen:
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Der Antragsgegner könne seine Zustimmung zur Ein­
stellung der 53 portugiesischen Arbeiter nicht unter Be­
rufung auf einen Verstoß gegen § 99 Abs. 1 BetrVG ver­
weigern. Diese Vorschrift gebe dem Betriebsrat nicht 
das Recht, die persönliche Vorstellung eines Stellenbe­
werbers bei ihm zu verlangen oder an einer Eignungsprü­
fung der Bewerber teilzunehmen. Dem Antragsgegner seien 
auch keine Informationen vorenthalten worden. Die Durch­
führung des Auftrages zur Vermittlung ausländischer Ar­
beitnehmer liege ausschließlich in der Hand der Arbeits­
verwaltung. Sie allein entscheide letztlich darüber, 
welcher Bewerber vermittelt werde. Es geschehe daher 
auch häufig, daß Arbeitssuchende, die dem Beauftragten 
ihrer Personalabteilung als geeignet erschienen, von der 
Vermittlungsstelle nicht berücksichtigt würden, während 
umgekehrt Arbeitskräfte vermittelt würden, die ihr Ver­
treter nicht gesehen habe. Der Beauftragte ihrer Perso­
nalabteilung achte nur darauf, daß die für die Anwer­
bung geeigneter Arbeitskräfte erforderlichen Prüfun­
gen durchgeführt würden. Dabei erfahre er in der Regel 
nicht einmal die persönlichen Daten der Stellenbewer­
ber. Hur durch das Entgegenkommen der deutschen Verbin­
dungsstelle in Portugal habe ihr Personalsachbearbeiter 
R vorbereitete Personalfragebögen ausfüllen las­
sen können, und zwar allein zu dem Zweck, diese dem An­
tragsgegner zur Einsichtnahme vorlegen zu können. Es 
komme hinzu, daß eine Vermittlung ausländischer Arbeit­
nehmer nur stattfinden könne, wenn der Arbeitsverwal­
tung zuvor vom Arbeitgeber Unterzeichnete Blankoar­
beit sverträge eingereicht würden, die die deutsche Ver­
bindungsstelle dann durch die von ihr ausgesuchten aus­
ländischen Bewerber unterzeichnen lasse. Der Antrags­
gegner könne demnach überhaupt keine Unterlagen über 
die bei der deutschen Verbindungsstelle vorstellig wer­
denden Personen verlangen, weil sie - die Antragstelle­
rin - selbst keine derartigen Unterlagen erhalte. Es

-  7 - JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 -

werde nichts dadurch erreicht, daß ein Vertreter des An­
tragsgegners an der Vorauswahl der Stellenbewerber in 
Portugal teilnehme, weil auch diesem keine Bewerbungs­
unterlagen vorgelegt würden.

Die Antragstellerin hat deshalb beantragt,

das Gericht möge die vom Antragsgegner 
verweigerte Zustimmung zur Einstellung 
der 24 am 24. Mai 1973 sowie der 29 am 
29. Mai 1973 am Ort der Betriebsstätte 
eingetroffenen portugiesischen Arbeit­nehmer ersetzen.

Der Antragsgegner hat um Zurückweisung des Antrags 
gebeten. Er hat erwidert:

Es gehe ihm darum, feststellen zu lassen, daß bei 
der Einstellung deutscher und ausländischer Arbeitneh­
mer nicht unterschiedlich verfahren werden dürfe. Wenn 
die Antragstellerin es für erforderlich halte, die Aus­
wahl der einzustellenden ausländischen Arbeitnehmer an 
Ort und Stelle selbst vorzunehmen, ohne ihn - den An­
tragsgegner - daran zu beteiligen, dann würden ihm In­
formationen vorenthalten, auf die er einen gesetzlichen 
Anspruch habe. Durch ein solches Verfahren werde es ihm 
unmöglich gemacht, die Personalien sämtlicher Bewerber 
einschließlich derjenigen, die nicht zum Zuge gekommen 
seien, kennenzulemen. Es widerspreche dem Sinn des Be­
triebsverfassungsgesetzes, Arbeitsverträge im Ausland 
abzuschließen und erst danach dem Betriebsrat die Be­
werbungsunterlagen in Porm bereits abgeschlossener Ar­
beitsverträge zur Kenntnis zu bringen. In derartigen 
Fällen sei der Betriebsrat nicht mehr in der Lage, von 
seinem Mitbestimmungsrecht gemäß § 99 BetrVG ordnungs­
gemäß Gebrauch zu machen.

Ferner hat der Antragsgegner geltend gemacht, die 
Antragstellerin habe dem Arbeitsamt bei der Erteilung 
des Vermittlungsaufträges wahrheitswidrig mitgeteilt, 
der Betriebsrat habe sich verpflichtet, den vorzunehmen-
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den Einstellungen nicht zu widersprechen. Hierin liege 
ein Verstoß gegen den in § 2 Abs. 1 BetrVG normierten 
Grundsatz der vertrauensvollen Zusammenarbeit zwischen 
Arbeitgeber und Betriebsrat. Dieser Gesetzesverstoß be­
rechtige ihn ebenfalls, seine Zustimmung zu den Einstel­
lungen zu verweigern.

Schließlich hat sich der Antragsgegner noch auf ei­
nen Verstoß gegen § 12 Abs. 3 des zwischen dem Arbeits­
ring der Arbeitgeberverbände der Deutschen Chemischen 
Industrie e.V. und der Industriegewerkschaft Chemie- 
Papi er-Keramik abgeschlossenen Manteltarifvertrages für 
die gewerblichen Arbeitnehmer der chemischen Industrie 
vom 1. März 1971 berufen, wonach befristete Einstellun­
gen oder Einstellungen für einen bestimmten Zweck im 
Einvernehmen mit dem Betriebsrat erfolgen. Dieses ta- 
rifvertraglich erforderliche Einvernehmen mit ihm habe 
die Antragsteilerin beim Abschluß der auf ein Jahr be­
fristeten Arbeitsverträge mit den 55 portugiesischen 
Arbeitnehmern nicht herbeigeführt.

Die Antragstellerin hat hierauf entgegnet:
Ihre vom Antragsgegner beanstandete Mitteilung an 

das Arbeitsamt, der Antragsgegner habe sich verpflich­
tet, der Einstellung der zu vermittelnden portugiesi­
schen Arbeitnehmer nicht zu widersprechen, beruhe auf 
dem Merkblatt des Arbeitsamts. Im übrigen habe der An­
tragsgegner in seiner schriftlichen Erklärung vom 25. 
April 1973 seine Zustimmung zu den Einstellungen ledig­
lich davon abhängig gemacht, daß ein Betriebsratsmit­
glied an der Auswahl der Bewerber in Portugal beteiligt 
werde. Diesen einschränkenden Zusatz der Erklärung des 
Antragsgegners habe sie geglaubt vernachlässigen zu 
dürfen, weil ein solches Verlangen durch das Betriebs­
verfassungsgesetz nicht gedeckt und daher unzulässig 
sei. Wenn sich der Antragsgegner darauf berufe, es feh­
le das tariflich vorgesehene Einvernehmen mit dem Be-
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triebsrat bei befristeten Einstellungen, so handle er 
gegen Treu und Glauben, nachdem er vorher zehn Jahre 
lang gegen die Einstellung ausländischer Arbeitnehmer 
mit Einjahresverträgen keine Bedenken erhoben habe.

Das Arbeitsgericht hat dem Begehren der Antragstel­
lerin entsprochen und folgenden Beschluß gefaßt:

"Die vom Antragsgegner verweigerte Zustim­
mung zur Einstellung der 45 portugiesi­
schen Arbeitnehmer, die am 24. Mai 1973 
am Ort der Betriebsstätte eingetroffen 
sind, wird hiermit durch das Gericht er­
setzt."

Die gegen diesen Beschluß vom Antragsgegner einge­
legte Beschwerde hat das Landesarbeitsgericht zurückge­
wiesen. Mit seiner vom Landesarbeitsgericht zugelasse­
nen Rechtsbeschwerde erstrebt der Antragsgegner weiter­
hin die Zurückweisung des Zustimmungsersetzungsantrages 
der Antragstellerin, während diese um Zurückweisung der 
Rechtsbeschwerde bittet.

B. Die Rechtsbeschwerde des Antragsgegners konnte kei­
nen Erfolg haben.

I. In prozessualer Hinsicht bestehen keine Bedenken.

1. Die Rechtsbeschwerde ist kraft Zulassung nach § 91 
Abs. 3 Satz 1, § 92 Abs. 1 Satz 1 ArbGG an sich statt­
haft.

2. Die Vorinstanzen haben auch zutreffend im arbeits­
gerichtlichen Beschlußverfahren entschieden. Es handelt 
sich vorliegend um eine Angelegenheit aus dem Betriebs­
verfassungsgesetz im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 4, § 8 
Abs. 1, § 80 Abs. 1 ArbGG, nämlich um die gerichtliche 
Ersetzung der Zustimmung des Antragsgegners zur Ein­
stellung von Arbeitnehmern gemäß § 99 Abs. 4 BetrVG.
Der Streit hierüber ist im Beschlußverfahren auszutra­
gen.
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3. Beteiligungsfälligkeit und Antragsbefugnis der An­
tragstellerin und des Antragsgegners sind zweifelsfrei 
gegeben. Die Vorinstanzen hätten allerdings auch die 53 
portugiesischen Arbeitnehmer, deren Einstellung der An­
tragsgegner widersprochen hat, zu dem Verfahren hinzu­
ziehen müssen; denn diese sind, weil sie von der Ent­
scheidung unmittelbar betroffen werden, Beteiligte im 
Sinne von § 83 Abs. 1 Satz 1 ArbGG (BAG 23, 196 [209] = 
AP Nr. 6 zu § 61 BetrVG [zu 3 her Gründe]; BAG AP Nr. 1 
zu § 99 BetrVG 1972 [zu 1 der Gründe]). Die unterbliebe­
ne Beteiligung dieser Arbeitnehmer ist Jedoch in der 
Rechtsbeschwerdeinstanz nicht gerügt worden. Ohne eine 
solche Rüge kann der Senat diesen Verfahrensfehler nicht 
berücksichtigen (BAG AP Nr. 7 zu § 92 ArbGG 1953 [zu II 
1 der Gründe]; seither ständige Rechtsprechung).

4. Der von der Antragstellerin gestellte Antrag ist 
auch hinreichend bestimmt. Zwar enthält der Antrag nicht 
die Namen derjenigen Arbeitnehmer, zu deren Einstellung 
die Zustimmung des Antragsgegners ersetzt werden soll.
In dem Antrag sind nur die Zahl und der Ankunftstag der 
betreffenden portugiesischen Arbeitnehmer genannt. Ob 
damit allein schon die in Betracht kommenden Personen 
bestimmt genug bezeichnet wären, kann zweifelhaft sein, 
braucht im vorliegenden Palle Jedoch nicht entschieden 
zu werden. Die Antragstellerin hat nämlich bereits in 
erster Instanz eine Namensliste der portugiesischen Ar­
beitnehmer, um die es hier geht, zu den Gerichtsakten 
eingereicht und auf diese Weise eindeutig klargestellt, 
auf welche einzelnen Personen sich ihr Antrag beziehen 
soll. Damit ist dem Bestimmtheit serf ordemis des Antrags 
genügt.

5. Prozessual unschädlich ist schließlich auch, daß 
der Tenor des vom Landesarbeitsgericht bestätigten ar- 
beit sgerichtlichen Beschlusses nicht mit dem von der An­
tragstellerin in erster Instanz zuletzt gestellten An­
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trag übereinstimmt. Nach diesem Antrag sollte die Zu­
stimmung des Antragsgegners zur Einstellung der 24 am 
24. Mai 1973 und der 29 am 29. Mai 1973 am Ort der Be­
triebsstätte eingetroffenen portugiesischen Arbeitneh­
mer ersetzt werden. Demgegenüber heißt es im Tenor des 
arbeitsgerichtlichen Beschlusses, die Zustimmung des 
Antragsgegners zur Einstellung der am 24. Mai 1973 am 
Ort der Betriebsstätte eingetroffenen 45 portugiesi­
schen Arbeitnehmer werde ersetzt. Diese Formulierung 
geht auf einen zuerst gestellten, später aber geänder­
ten Antrag der Antragstellerin zurück und beruht offen­
sichtlich auf einem Versehen des Arbeitsgerichts. In 
den Gründen der vorinstanzlichen Beschlüsse ist der spä­
tere, insgesamt 53 portugiesische Arbeitnehmer betref­
fende Antrag der Antragstellerin richtig wiedergegeben. 
Wie sich aus den Gründen ferner eindeutig ergibt, woll­
ten die Vorinstanzen diesem späteren Antrag stattgeben 
\ind die Zustimmung des Antragsgegners für jene 53 por­
tugiesische Arbeitnehmer ersetzen. Es liegt somit eine 
offenbare Unrichtigkeit der erstinstanzlichen Beschluß­
formel vor, die nach § 519 Abs. 1 ZPO jederzeit auch 
von Amts wegen zu berichtigen ist. Zuständig hierfür 
ist auch das Rechtsmittelgericht (BAG AP Nr. 15 zu 
§ 519 ZPO). Der Senat hat daher die erstinstanzliche 
BeSchlußformel entsprechend neu gefaßt.

II. In der Sache selbst sind die Vorinstanzen mit Recht 
zu dem Ergebnis gelangt, daß der Antragsgegner seine Zu­
stimmung zur Einstellung der 53 portugiesischen Arbeit­
nehmer ohne gesetzlichen Grund verweigert hat und die 
Zustimmung daher gemäß § 99 Abs. 4 BetrVG antragsgemäß 
zu ersetzen ist.

1. Nach § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG hat der Arbeitgeber 
in Betrieben mit in der Regel mehr als 20 wahlberech­
tigten Arbeitnehmern vor jeder Einstellung die Zustim­
mung des Betriebsrats einzuholen. Dieser kann seine Zu-
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Stimmung jedoch nur verweigern, wenn einer der Tatbestän­
de des § 99 Abs. 2 Nra. 1 - 6  BetrVG gegeben ist.

Im vorliegenden Balle stützt sich der Antragsgegner 
auf den Zustimmungsverweigerungsgrund des § 99 Abs. 2 
Nr. 1 BetrVG. Danach hat der Betriebsrat ein Zustimmungs­
verweigerungsrecht, wenn die personelle Maßnahme gegen 
ein Gesetz verstoßen würde. Einen solchen Gesetzesver­
stoß sieht der Antragsgegner darin, daß die Antragstel­
lerin ihm keine Gelegenheit gegeben hat, durch ein von 
ihm zu entsendendes Betriebsratsmitglied an der Voraus­
wahl der Stellenbewerber' in Portugal teilzunehmen, und 
daß sie dadurch ihre ihm gegenüber nach § 99 Abs. 1 Satz 
1 BetrVG obliegenden Unterrichtungs- und Auskunftspflich­
ten verletzt habe.

Ob ein Gesetzesverstoß im Sinne von § 99 Abs. 2 
Nr. 1 BetrVG auch dann vorliegt, wenn nicht die perso­
nelle Maßnahme als solche gesetzwidrig ist, sondern 
wenn der Arbeitgeber vor deren Durchführung das in § 99 
Abs. 1 BetrVG geregelte Mitbestimmungsverfahren nicht 
oder nicht vollständig beachtet hat, ist umstritten (be­
jahend: Fitting-Auffarth-Kaiser, BetrVG, 12. Aufl., § 99 
Anm. 26; Gnade-Kehrmann-Schneider, BetrVG, § 99 Anm. 15; 
verneinend: Dietz-Richardi, BetrVG, 5. Aufl., § 99 Anm. 
84-; GK-Kraft, BetrVG, § 99 Anm. 53; Galperin-Löwisch, 
BetrVG, 5. Aufl., § 99 Anm. 70; Erdmann-Jürging-Eammann, 
BetrVG, § 99 Anm. 53; Meisel, Die Mitwirkung und Mitbe­
stimmung des Betriebsrats in personellen Angelegenheiten, 
4. Aufl., S. 104). Für das Betriebsverfassungsgesetz 
1952 hat der Senat diese Frage bejaht und angenommen, 
daß eine vom Arbeitgeber ohne jede Benachrichtigung des 
Betriebsrats durchgeführte personelle Maßnahme einen Ge­
setzesverstoß im Sinne von § 61 Abs. 3 Buchst, a BetrVG 
1952 darstelle, der den Betriebsrat zum Widerspruch be­
rechtige (BAG 21, 168 = AP Nr. 5 zu § 61 BetrVG). Für 
das Betriebsverfassungsgesetz 1972 hat der Senat die 
Frage bisher nicht abschließend entschieden, einen zur
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Zustimmungsverweigerung berechtigenden Gesetzesverstoß 
jedoch für den Sonderfall verneint, daß der Arbeitge­
ber dem Gesetz Genüge tun wollte, ihm dabei aber unbe­
wußt ein Fehler unterlaufen war (BAG AP Nr. 1 zu § 99 
BetrVG 1972). Im vorliegenden Falle bedarf es ebenfalls 
keiner Stellungnahme zu dieser Streitfrage. Auch wenn 
man zugunsten des Antragsgegners davon ausgeht, daß ein 
Verstoß gegen das gesetzliche Mitbestimmungsverfahren 
als Gesetzesverstoß im Sinne von § 99 Abs. 2 Nr. 1 
BetrVG anzusehen ist, kann der Antragsgegner hierauf 
die Verweigerung seiner Zustimmung nicht stützen; denn 
die Antragstellerin war nach § 99 Abs. 1 BetrVG nicht 
gehalten, einen Vertreter des Antragsgegners an der 
Vorauswahl der Stellenbewerber in Portugal teilnehmen 
zu lassen.

a) Nach § 99 Abs. 1 Sätze 1 und 2 BetrVG hat der Ar­
beitgeber den Betriebsrat vor jeder Einstellung zu un­
terrichten, ihm die erforderlichen Bewerbungsunterlagen 
vorzulegen, Auskunft über die Person der Beteiligten 
sowie über die Auswirkungen der geplanten Maßnahme un­
ter Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu geben, ins­
besondere den in Aussicht genommenen Arbeitsplatz und 
die vorgesehene Eingruppierung mitzuteilen und die Zu­
stimmung des Betriebsrats einzuholen. Diese Vorschrift 
begründet zwar eine umfassende Unterrichtungspflicht des 
Arbeitgebers gegenüber dem Betriebsrat. Aus ihr ergibt 
sich jedoch kein Recht des Betriebsrats, an den Ein­
stellungsgesprächen des Arbeitgebers mit den Stellen- 
bewerbem teilzunehmen. Ebensowenig kann der Betriebs­
rat nach dieser Vorschrift verlangen, daß sich die Stel­
lenbewerber persönlich bei ihm vorstellen (Fitting-Auf- 
farth-Kaiser, aaO, § 99 Anm. 22; Dietz-Richardi, aaO,
§ 99 Anm. 64-; Galperin-Löwisch, aaO, § 99 Anm. 50; 
Erdmann-Jürging-Kammann, aaO, § 99 Anm. 41). Die Aus­
wahl unter den Stellenbewerbern ist Sache des Arbeitge­
bers. Seine Informationspflicht nach § 99 Abs. 1 BetrVG
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setzt erst ein, wenn der Arbeitgeber sich darüber schlüs­
sig geworden ist, welchen der Stellenbewerber er einstel­
len will. Es geht bei § 99 Abs. 1 BetrVG um die Mitbestim­
mung des Betriebsrats bei vom Arbeitgeber in Aussicht ge­
nommenen konkreten personellen Einzelmaßnahmen. Erst wenn 
der Arbeitgeber selbst seine Auswahl getroffen und sich 
für einen oder mehrere Stellenbewerber entschieden hat, 
kann er beim Betriebsrat um dessen Zustimmung zu der vor­
gesehenen Einstellung nachsuchen und ihm die dazu erfor­
derlichen Auskünfte geben.

b) Allerdings schreibt § 99 Abs. 1 BetrVG vor, daß die 
Unterrichtung und die Einholung der Zustimmung des Be­
triebsrats vor der Einstellung zu erfolgen hat. Unter 
"Einstellung" wird nach überwiegender Meinung sowohl die 
rechtliche Begründung des Arbeitsverhältnisses als auch 
die zeitlich damit zusammenfallende, vorhergehende oder 
auch nachfolgende tatsächliche Arbeitsaufnahme im Be­
trieb verstanden (vgl. BAG AP Nr. 2 zu § 99 BetrVG 1972 
[zu II 3 der Gründe]; a.A.: Galperin-Löwisch, § 99 Anm. 
10). Der Arbeitgeber muß also grundsätzlich vor dem Ab­
schluß eines endgültigen Arbeitsvertrages das Mitbe­
st immungs verfahren durchführen. Das ist im vorliegenden 
Palle nicht geschehen. Die Antragstellerin hat dem An­
tragsgegner zwar mit Schreiben vom 13. April 1973 mit­
geteilt, daß sie etwa 100 Portugiesen anwerben wolle, um 
die in den nächsten drei Monaten auftretende Fluktuation 
auszugleichen, und der Antragsgegner hat dieser Maßnahme 
mit Schreiben vom 25. April 1973 unter der Bedingung zu­
gestimmt, daß ihm durch einen Vertreter die Möglichkeit 
gegeben werde, sich an Ort und Stelle über die Einzustel­
lenden eine Meinung zu bilden. Hierbei handelt es sich 
jedoch nicht um das Verfahren nach § 99 Abs. 1 BetrVG, 
bei dem es um die Mitbestimmung des Betriebsrats bei 
personellen Einzelmaßnahmen des Arbeitgebers geht, son­
dern um die den personellen Einzelmaßnahmen vorausgehen­
de Beteiligung des Betriebsrats an der Personalplanung
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gemäß § 92 BetrVG. Nach dieser Vorschrift hat der Arbeit­
geber den Betriebsrat über die Personalplanting, insbe­
sondere über den gegenwärtigen und künftigen Personalbe­
darf sowie über die sich daraus ergebenden personellen 
Maßnahmen rechtzeitig und umfassend zu unterrichten und 
mit ihm über Art und Umfang der erforderlichen Maßnahmen 
zu beraten. Daß die mit Schreiben vom 13. April 1973 er­
folgte Unterrichtung des Antragsgegners eine solche nach 
§ 92 BetrVG sein sollte, geht auch aus dem im Anschluß 
an die Stellungnahme des Antragsgegners vom 25. April 
1973 dem Arbeitsamt Aachen erteilten Vermittlungsauf­
trag der Antragstellerin hervor, worin diese ausdrück­
lich erklärte, der Antragsgegner sei im Rahmen des § 92 
BetrVG unterrichtet worden.

Das Mitbestimmungsverfahren nach § 99 Abs. 1 BetrVG 
hat die Antragstellerin erst mit Schreiben vom 21. Mai 
1973 eingeleitet, worin sie den Antragsgegner um Zu­
stimmung zur Einstellung der in den nächsten Tagen an 
der Betriebsstätte erwartetenportugiesischen Arbeitneh­
mer bat und ihm die ausgefüllten Personalbögen der ein­
zelnen in Präge kommenden Personen zur Einsichtnahme zur 
Verfügung stellte. Zu dieser Zeit waren die Arbeitsver­
träge zwischen ihr und den am 24. und am 29. Mai 1973 
eingetroffenen portugiesischen Arbeitnehmern aber be­
reits abgeschlossen. Gleichwohl kann hierin kein Ver­
stoß gegen § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG gesehen werden; 
denn die Antragstellerin war vor der Unterzeichnung der 
schriftlichen Arbeitsverträge aus Rechtsgründen nicht 
in der Lage, ihren Unterrichtungspflichten nach § 99 
Abs. 1 BetrVG nachzukommen und die Zustimmung des An­
tragsgegners für die zur Einstellung vorgesehenen Per­
sonen einzuholen.

Die Anwerbung von Arbeitskräften im Ausland sowie 
die Arbeitsvermittlung für eine Beschäftigung als Ar­
beitnehmer im Inland liegt nach § 18 Abs. 1 APG allein 
in den Händen der Bundesanstalt für Arbeit. Ihre Durch-
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führung richtet sich nach den von der Bundesregierung 
und den Regierungen der Anwerbeländer abgeschlossenen 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen, die auch der Arbeit­
geber beachten muß« Pur Portugal gilt die zwischen der 
Bundesregierung und der Regierung der portugiesischen 
Republik getroffene Vereinbarung über die Vermittlung 
von portugiesischen Arbeitnehmern nach Deutschland vom 
17. März 1964 (Bundesanzeiger Nr. 104 vom 10. Juni 
1964). Nach Art. 4 Abs. 1 dieser Vereinbarung werden 
die Anforderungen portugiesischer Arbeitskräfte von 
der von der Bundesanstalt für Arbeit in Portugal er­
richteten Verbindungsstelle der zuständigen portugiesi­
schen Behörde vorgelegt, die dann ihrerseits gemäß 
Art. 5 Abs. 1 der Vereinbarung eine Liste der ihr ge­
eignet erscheinenden Bewerber der deutschen Verbin­
dungsstelle vorlegt. Nach Durchführung einer gesund­
heitlichen Untersuchung erhalten die geeignet erschei­
nenden Bewerber gemäß Art. 6 Abs. 2 der Vereinbarung 
am Sitz der deutschen Verbindungsstelle einen vom Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer unterschriebenen Arbeitsver­
trag nach einem der Vereinbarung beigefügten Muster.
Das bedeutet, daß der Arbeitgeber schon bei der Anfor­
derung portugiesischer Arbeitskräfte beim Arbeitsamt 
entsprechende Arbeitsvertragsformulare unterzeichnen 
muß, ohne die Person seines künftigen Vertragspartners 
zu kennen. Dieser wird von der deutschen Verbindungs­
stelle in Portugal ausgesucht und unterzeichnet dort 
seinerseits die Vertragsurkunde, womit der Arbeitsver­
trag zustande kommt. Erst danach ist der Arbeitgeber in 
der Lage, dem Betriebsrat die Person des Einzustellen­
den zu bezeichnen und die Zustimmung des Betriebsrats 
einzuholen. Unter solchen Umständen muß es genügen, 
wenn der Arbeitgeber hach der rechtlichem Begründung 
des Arbeitsverhältnisses, aber 'vor der Arbeitsaufnahme 
im Betrieb das M t bestimmimgsverfahren nach, § 99 
Abs. 1 BetrVS einleitet#.
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An dieser Rechtslage ändert sich auch dadurch nichts, 
daß die Antragstellerin im vorliegenden Palle ihren Per­
sonalsachbearbeiter zur Teilnahme an der Anwerbeaktion 
nach Portugal entsandt hat, um der Vermittlung ungeeig­
neter Personen vorzubeugen. Unstreitig konnte der Perso­
nalsachbearbeiter den bei der deutschen Vermittlungsstel­
le erschienenen Bewerbern zwar Prägen stellen, jedoch nur 
soweit dadurch der Ablauf der Vorstellungsverhandlungen 
vor der Vermittlungsstelle nicht übermäßig beeinträch­
tigt wurde. Rach den PestStellungen des Landesarbeitsge­
richts hatte er jedoch kaum Einflußmöglichkeiten bei der 
Auswahl der Bewerber, Von 80 Bewerbern, die der Personal­
sachbearbeiter dort kennenlemte und die er für geeignet 
hielt, sind schließlich auch nur 53 Personen von der deut­
schen Vermittlungsstelle für die Antragstellerin vermit­
telt worden. Dies zeigt ebenfalls, daß die endgültige 
Entscheidung über die Auswahl der Bewerber bei der deut­
schen Vermittlungsstelle lag. Da diese sogleich auch 
die entsprechenden Arbeitsverträge durch die von ihr 
ausgesuchten Bewerber unterzeichnen ließ, bestand für 
die Antragstellerin keine Möglichkeit, noch vor dem da­
durch zustande gekommenen Vertragsabschluß den Antrags­
gegner einzuschalten und dessen Zustimmung einzuholen.

Mit der vom Antragsgegner geforderten Beteiligung 
eines Betriebsratsmitglieds an den Vorstellungsverhand- 
lungen in Portugal konnte zur Wahrung der Rechte des An­
tragsgegners nichts erreicht werden. Die Unterrichtung 
und Zustimmung eines anwesenden Betriebsratsmitglieds 
hätte die erforderliche Unterrichtung und Zustimmung 
des Antragsgegners selbst nach § 99 Abs. 1 BetrVG nicht 
ersetzen können. Der Betriebsrat kann zwar nach § 27 
Abs. 3 Satz 2 BetrVG den Betriebsausschuß oder nach 
§ 28 Abs. 1 BetrVG einen anderen von ihm gebildeten 
Ausschuß mit der selbständigen Wahrnehmung seiner Rech­
te bei der Einstellung ausländischer Arbeitnehmer be­
trauen, er kann diese Aufgabe aber nicht einem einzel-
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nen Betriebsratsmitglied zur selbständigen Erledigung 
übertragen.

c) Soweit der Antragsgegner einen Verstoß gegen § 99 
Abs. 1 BetrVG darin sieht, daß die Antragstellerin ihn 
nicht über sämtliche Bewerber, die sich in Anwesenheit 
ihres Personalsachbearbeiters bei der deutschen Verbin­
dungsstelle in Portugal vorgestellt haben, unterrichtet 
habe, sondern nur über diejenigen, die der Personalsach­
bearbeiter für geeignet gehalten habe, kann ihr eben­
falls nicht gefolgt werden. Zwar hat der Arbeitgeber - 
wie der Senat in seinem Beschluß vom 6. April 1973 (AP 
Nr. 1 zu § 99 BetrVG 1972) entschieden hat - dem Be­
triebsrat unter Vorlage der erforderlichen Bewerbungs­
unterlagen Auskunft auch über die Bewerber zu geben, die 
er nicht berücksichtigen will. Das kann jedoch nur gel­
ten, soweit er dazu tatsächlich in der Lage ist und ihm 
entsprechende Unterlagen zur Verfügung stehen (vgl. BAG 
AP Nr. 2 zu § 99 BetrVG 1972 [zu II 4 der Gründe]). An 
Unterlagen standen der Antragstellerin aber nur die Per­
sonalbögen zur Verfügung, die ihr Personalsachbearbeiter 
von 80 ihm geeignet erscheinenden Interessenten an Ort 
und Stelle hatte ausfüllen lassen. Diese Personalbögen 
hat sie dem Antragsgegner vorgelegt. Über weitere Per­
sonen, die sich während der Anwesenheit ihres Personal­
sachbearbeiters bei der deutschen Vermittlungsstelle 
noch vorstellten, konnte die Antragstellerin dem Antrags­
gegner keine Auskünfte geben, weil sie insoweit selbst 
keine entsprechenden Kenntnisse besaß. Auch von ihrem 
Personalsachbearbeiter konnte nicht verlangt werden, 
sich von allen bei der Vermittlungsstelle erschienenen 
und an einer Beschäftigung in der Bundesrepublik Deutsch­
land interessierten Personen die entsprechenden Informa­
tionen zu beschaffen; denn diese Informationen hätten 
dem Antragsgegner bei der Ausübung seines Mitbestimmungs­
rechts nach § 99 Abs. 1 BetrVG nichts nutzen können. Die 
portugiesischen Arbeitnehmer, die sich bei der deutschen
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Vermittlungsstelle in Portugal einfinden, sind allgemein 
an einer Beschäftigung in Deutschland interessiert, ohne 
dabei einen bestimmten Arbeitgeber im Auge zu haben. Bei 
der späteren Durchführung des Mitbestimmungsverfahrens 
hinsichtlich der für die Antragstellerin vermittelten 
Arbeitnehmer wäre es deshalb völlig ungewiß gewesen, ob 
und inwieweit die unberücksichtigt gebliebenen Bewerber 
von der Vermittlungsstelle inzwischen bereits für ande­
re deutsche Arbeitgeber angeworben und daher aus dem 
Kreis der Bewerber für den Betrieb der Antragstellerin 
ausgeschieden waren. Hierüber hätte die Antragstellerin 
dem Antragsgegner auch keine Auskunft geben können, 
weil sie über das weitere Schicksal der Bewerber nichts 
erfährt. Unter diesen Umständen wären nähere Angaben 
über die Person der übrigen Bewerber für den Antrags­
gegner praktisch wertlos gewesen; denn wenn nicht be­
kannt ist, welche der nichtberücksichtigten Bewerber 
für eine Beschäftigung bei der Antragstellerin über­
haupt noch zur Verfügung stehen, kann sich der Antrags­
gegner auch nicht dafür einsetzen, daß etwa anstelle 
eines vermittelten Arbeitnehmers ein bestimmter ande­
rer Bewerber eingestellt wird.

2. Die Rechtsbeschwerde macht ferner geltend, die An­
tragstellerin habe sich durch schlüssiges Verhalten dem 
Antragsgegner gegenüber verpflichtet, ein Betriebsrats­
mitglied an der Anwerbeaktion in Portugal teilnehmen zu 
lassen; über diese Verpflichtung habe sie sich hinweg­
gesetzt und dadurch gegen den elementaren Rechtsgrund­
satz der Vertragstreue verstoßen, was den Antragsgegner 
ebenfalls nach § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG zur Verweige­
rung seiner Zustimmung berechtige. Das ist jedoch nicht 
der Pall. Eine Vereinbarung über die Beteiligung eines 
Betriebsratsmitglieds an der Anwerbeaktion in Portugal 
ist zwischen der Antragstellerin und dem Antragsgegner 
nicht zustande gekommen.
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Die Antragstellerin hat zwar auf das Schreiben des 
Antragsgegners vom 25. April 1973, worin dieser seine 
Zustimmung zu der beabsichtigten Einstellung von etwa 
100 portugiesisehen Arbeitnehmern davon abhängig machte, 
daß ihm durch einen Vertreter die Möglichkeit gegeben 
werde, sich an Ort und Stelle über die Einzustellenden 
eine Meinung zu bilden, nicht geantwortet. Das Schwei­
gen der Antragsteilerin konnte der Antragsgegner aber 
nicht als Einverständnis mit seiner Forderung auffassen, 
zumal die Antragstellerin diese schon wiederholt erhobe­
ne Forderung des Antragsgegners bisher stets abgelehnt 
hatte.

Ebensowenig ist eine entsprechende Vereinbarung 
dadurch zustande gekommen, daß die Antragsteiler in spä­
ter dem Arbeitsamt Aachen gegenüber bei Erteilung des 
Vermittlungsauftrages angab, der Antragsgegner habe sich 
verpflichtet, der Einstellung der zu vermittelnden Ar­
beitnehmer nicht zu widersprechen. Diese Mitteilung konn­
te allerdings nur dann richtig sein, wenn die Antragstel­
lerin bereit war, die an die Zustimmung des Antragsgeg­
ners geknüpfte Bedingung zu erfüllen. Die Antragstelle­
rin hat den Antragsgegner von dem Inhalt ihrer dem Ar­
beitsamt gegenüber abgegebenen Erklärung jedoch nicht 
unterrichtet. Nach seinem eigenen Vorbringen erfuhr der 
Antragsgegner hiervon erst aufgrund einer Anfrage beim 
Arbeitsamt Aachen Mitte Mai 1973. Zu dieser Zeit war der 
PersonalSachbearbeiter der Antragstellerin aber bereits 
nach Portugal zu der dort vom 14-, bis zum 18. Mai 1973 
durchgeführten Anwerbeaktion abgereist. Als der Antrags­
gegner Kenntnis von der Erklärung der Antragstellerin 
gegenüber dem Arbeitsamt erhielt, wußte er also schon, 
daß die Antragstellerin nicht bereit war, auf seine Be­
dingung einzugehen. Deshalb konnte er die Erklärung der 
Antragstellerin auch nur als eine unrichtige Mitteilung 
ansehen, sie aber nicht als Einverständniserklärung mit 
seiner Forderung verstehen. Er hat auch in den Tatsachen-
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instanzen nicht vorgetragen, daß er sie in diesem Sinne 
aufgefaßt hätte, sondern nur von einer Täuschung des Ar­
beitsamts durch die Antragstellerin gesprochen.

3. Der Antragsgegner kann ein Zustimmungsverweigerungs- 
recht nach § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG schließlich auch 
nicht daraus herleiten, daß die Einstellung der hier in 
Eede stehenden 53 portugiesischen Arbeitnehmer gegen 
§ 12 Abs. 3 des Manteltarifvertrages für die gewerbli­
chen Arbeitnehmer der chemischen Industrie vom 1. März 
1971 (MTV) verstoße, weil die Antragsteilerin das danach 
für befristete Einstellungen erforderliche Einvernehmen 
mit dem Betriebsrat nicht hergestellt habe. Das tariflich 
vorgeschriebene Einvernehmen mit dem Betriebsrat bei 
befristeten Einstellungen bezieht sich nicht auf die 
Einstellung als solche, sondern nur auf die Befristung 
des Arbeitsvertrages. Das ergibt sich schon daraus, daß 
bei unbefristeten Einstellungen ein Einvernehmen mit 
dem Betriebsrat nicht vorgesehen ist, und ferner auch 
aus dem systematischem Zusammenhang der Tarifbestimmung.
§ 12 MTV regelt die Kündigung des Arbeitsverhältnisses. 
Ein rechtswirksam befristetes Arbeitsverhältnis endet oh­
ne Kündigung allein durch Zeitablauf. Dadurch wird dem 
Arbeitnehmer der gesetzliche Kündigvings schütz vorenthal­
ten. Wenn die Tarifvertragsparteien die befristete Ein­
stellung an das Einvernehmen mit dem Betriebsrat gebun­
den haben, so sollte damit erreicht werden, daß Zeit­
verträge nur aus sachlichen Gründen abgeschlossen wer­
den.

Im vorliegenden Falle hat sich der Antragsgegner 
niemals gegen die Befristung der Arbeitsverträge auf 
ein Jahr gewandt. Eine solche Befristung ist in den Mu­
sterarbeitsverträgen für neu angeworbene ausländische 
Arbeitnehmer vorgesehen und allgemein üblich. Auch die 
seit langem schon im Betriebe der Antragsteilerin be­
schäftigten etwa 1000 ausländischen Arbeitnehmer sind
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zunächst mit Jahresverträgen eingestellt worden. Dem An­
tragsgegner war also die Vertragspraxis hei neu angewor- 
benen ausländischen Arbeitnehmern bekannt, als die An­
tragstellerin ihm am 13. April 1973 mitteilte, daß sie 
etwa 100 portugiesische Arbeitnehmer anwerben lassen wol­
le. In seinem Antwortschreiben vom 25. April 1973 hat 
der Antragsgegner gegen die Befristung der vorgesehenen 
Arbeitsverträge keine Bedenken erhoben. Er hat seine Zu­
stimmung nur davon abhängig gemacht, daß er sich durch 
einen Vertreter an Ort und Stelle eine Meinung über die 
Einzustellenden bilden könne. Damit hat er zu erkennen 
gegeben, daß er jedenfalls mit der Befristung der Ar­
beit sverträge einverstanden sei.

gez.: Bichler Dr. Seidensticker Dr. Dieterich

Gnade Dr. Menzel
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